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wirths Sprachrohr
Eine Auseinanderſetzung mit Sehydoux.

w. Berlin, 8. Dezember.

Die offiziöſe „Germania“ ſchreibt über Sehdoux
gegen jeden Angreifer

wäre nutzlos; an
ſtillſchweigend

orübergehen, die ein auf dem Gebiete der Reparation und der
ſamten Wirtſchaftspolitik ſo erfahrener Mann wie Sehydoux

ſeuerdings im „Ercelſior“ vom 29. November und im „Gaulois“
wom 2. Dezember gegen Deutſchland gerichtet habe. Das Blatt
wähnt den Aufſatz der „Europe Nouvelle“, Nr. 42 vom 15. Ok-
iober, und ſagt: Von dieſer Tonart ſtehen die Aeußerungen
Sehdoux' im „Excelſior“ und „Gaulois“ befremdlich ab. Sch-
doux meint, Deutſchland habe die äußere Kaufkraft
ſeiner Mark künſtlich geſenkt. Er ſcheint wie viele
ürſache und Folge zu verwechſeln. Den Beweis bleibt er ſchul
g. Daß die innere Kaufkraft der Mark der Senkung der
äußern nur langſam folgt, liegt in der Natur der Dinge und

jeht für uns alle noch raſch genug. Wenn der Groß
andelsindex im Januar 148, im Auguſt 159, im Dezem-

her aber 303 beträgt, alſo eine dreißigfache Entwertung
der Mark im Jnnern gegenüber dem Vorkriegswert ergibt, ſo

wir damit auch im Jnnern ſchon auf einem Dollarſtande
von 120--130 angelangt.

Die Behauptung, die Löhne, Frachten, Mieten und
alle ſonſtigen notwendigen Lebensbedürfniſſe ſeien in
Deutſchland billiger als überall, die Jnduſtrien könnten infolge
deſſen billiger als in Amerika und England produgzieren, betrifft
eine vorüber gehende, für die deutſche Wirtſchaft höchſt bedauer-

liche Erſcheinung. Der ſprechende Beweis dafür iſt, daß der
Pert der deutſchen Ausfuhr in Goldmark im

Oktober etwa um geringer ſein dürfte als im Juni. Es
iſt privatwirtſchaftlich wie volkswirtſchaftlich ausgeſchloſſen, daß
bei ſtark ſinkender Valuta die Ausfuhrpreiſe den ſofort ſteigenden

Kinfuhrpreiſen ſo raſch folgen können, wie zur Vermeidung
ſtärkerer Verluſte der Volkswirtſchaft notwendig iſt. Daß die

Löhne und Gehälter in Deutſchland nicht ent
ſprechend den Lebenskeſten geſtiegen ſind, iſt be
hlannt. Wollte man ſie noch weiter ſteigern, ſo würde man die
Jnflation noch vermehren, die Sehdoux Deutſchland
vorwirft.

Eine Abwanderung deutſchen Kapitals ins
Aueland hat leider in großem Maßſtabe ſtattgefunden.
Vas dagegen geſetzlich geſchehen konnte, iſt geſchehen. Uebrigens
ſt auch dieſe Kapitalflucht nur ein Shmptom der deutſchen
Feparationskriſe und nicht ihr Anlaß. Wenn auf der Brüſſeler
Rebarationskonferenz die Weiterentwicklung der deutſchen Kurſe

tüchtig vorausgeſagt worden iſt, wenn jeder Blick auf den deut
ſhen Staatshaushalt die Bedeutung der Reparationslaſt für
ſeine Geſtaltung klar ergibt, ſo ſind dies Tatſachen, die keine
deutſche Kunſt befördern oder ändern könnte.

Sehdoux meint, die deutſche direkte Beſteuerung
ſä zu ſchwer und die indirekte habe die deutſche Regierung aus
Popularitätshaſcherei vernachläſſigt. Die dem Reichstage vor
liegenden Steuerentwürfe, die ſich auf direkte und
iwirekte Steuern verteilen, beweiſen, daß auch hier deutſcher
ſeits verſucht wird, das Menſchenmögliche zu tun. Wir verweiſen

im auf die beabſichtigte Erhöhung der Kohlenſteuer
n 40 Prozent. Und das geſchieht in dem Augenblick, wo
ſie franzöſiſche Kammer ſich dafür ausſpricht, von neuen Steuern
iberhaupt abzuſehen.

Der weitere Vorwurf, wir hätten die Eiſenbahnen
usgebout, mutet ſeltſam an in dem Augenblick, wo die
Lutſchen Wirtſchaftskreiſe ſich ernſthaft mit der Reform des
üſenbahnweſens befaſſen. Die Abfindung der deutſchen Reeder
pid kaum ausrerchen, ein Zehntel der deutſchen Vorkriegs-
iandelsflotte wieder herzuſtellen.

Vir wollen nicht behaupten, daß in unſerm Staatshaushalt
ihte reformbedürftig ſei; wir ſtehen durchaus auf dem Stand-
le daß Erſparnifſe möglich ſind. Nur werden, wie
ſeits häuf:g dargelegt, auch weiteſtgehende Erſparniſſe auf dem
erſonalgebiet für die Aufbringung der Reparationslaſt nur

enz geringe materielle Erleichterungen ſchaffen.

Schwer verſtändlich iſt, wenn Seydoux weiter behauptet,
W Reich habe ſich niemals bemüht, den Deviſenankauf
wbewachen und die deutſchen Exporteure zur Deviſenab
eferung zu veranlaſſen. In den letzten Wochen und Mo

en erſchienen in den Handelsteilen aller deutſchen Zeitungen
Zner wieder Zuſammenſtellungen über die von der deutſchen

ertinduſtrie im Einvernehmen mit dem Reichswirtſchafts
Aniſterium getroffenen Maßnahmen, die es tatſächlich ermög

daß etwa 25 Proz. aus dem Export ſtammender Deviſen
n die Reichsbank abgeliefert werden. Nur wird damit leider die
a mit einem Export von etwa 4 Millionen einen Jmport

von erheblich mehr als 5 Milliarden und die Reparationen
von 8 Milliarden zu dezahlen, nicht öebar.

g. irrt der Verfaſſer des Artikels in der „Europe Nouvelle“
Oktober, wenn er annimmt, eine von ihm für durchführ

erachtete Abgobe von 40 Proz. könne 1,8 Milliarden Gold
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mark ergeben. Vielmehr wären von einer derartigen Abgabe
ſchwerlich mehr als 54 Milliarden zu erwarten, alſo weniger, als
durch die beſtehenden Maßnahmen bereits hereingekommen iſt.

Jm „Gaulois“ beſchwert ſich Seydoux ſchließlich über die
Schwäche der deutſchen Regierung, vhne irgendwie
zu erwähnen, daß doch dieſe Regierung ſeitens der fran-
zöſiſchen Politik nicht die geringſte Stütze er
halten hat.

Die vong Seydoux geſehene Löſung beſteht in einer effektiven
Finanzkontrolle durch eine Dette Publique, deren Sitz Berlin
iſt Dies ſei vom wirtſchaftlichen Geſichtspunkt aus, dem Sey-
doux ſonſt ſo viel Wert beilegte, aber keine Löſung. Das
Problem der Anpaſſung der Reparationsleiſtungen an die deutſche

Geſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30. 3Eigene Berliner Schriftleitung. Verlagc u. Druck von Otto Thiele, Balle-S aale
Fernruf Amt Kurfürſt Vr. 5290

Leiſtungsfähigkeit bliebe trotz der Schaffung dieſer Kommiſſion
beſtehen, und gerade Sehdoux wird verſtehen, wenn Deutſchland
ſich nicht auf die Wirkſamkeit diefer Kommiſſion verläßt, ſondern
geſpannt ſeine eigenen materiellen Vorſchläge erwartet.

Es liegt bisher kein Grund vor zu der Annahme, daß Seh
doux jeder Umgeſtaltung der Leiſtungen aus dem Londoner
Ultimatum abgeneigt wäre. Wie wäre es etwa mit dem im
„Temps“ zur Erörterung geſtellten Gedanken weiterer Be
ſchränkung der Barleiſtungen unter weitgehendem
Erſatz durch Sachleiſtungen, alſo einer Ausdehnung des
doch ſchließlich dem von Frankreich mit uns geſchloſſenen Wies-
badener Abkommen zugrunde liegenden Prinzips? Wir
wollen Seydoux das Wort laſſen.

Zeugenvernehmungin Leipzig
Der KappPutſch vor dem Reichsgericht

Leipzig, 8. Dezember.
Um 94 Uhr eröffnete Geheimrat v. Pelargus die Vor-

mittagsſitzung und richtet zunächſt die übliche Mahnung an die
erſten erſchienenen Zeugen, Hauptmann Grabowsk und
Dr. med. Rhone. Herr v. Jagow ergreift noch einmal das
Wort und erklärt, er ſei offenbar geſtern bezüglich ſeiner Er-
klärungen über die Bereitwilligkeit, ein Amt zu übernehmen,
mißverſtanden worden. Er habe vielmehr die Verpflich-
tung gehabt, ein Staatsamt zu bekleiden.

Dann wird als erſter Zeuge Hauptmann Fritz Gra
bows!l aus Berlin vernommen. Er ſchildert, daß er Kapp im
Jahre 1920 kennen gelernt und mit ihm über wirt sSpolitiſche
Dinge oft geſprochen habe, da er daran beſonders intereſſiert
war. Ferner habe er mit Kapp über die Unterbringung der ent
laſſenen Soldaten geſprochen. Vorſ. Sprachen Sie nicht
über Ziele der nationalen Vereinigung und Ab-
lehnung des Friedensvertrages? Zeuge: Die Nationale
Vereinigung war zur Geſundung des öffentlichen Lebens be-
ründet worden; nationale und wirtſchaftliche Fragen ſollten

dort behandelt werden. Es war eine überpolitiſche Vereinigung.
Vor ſ.: Haben Sie nicht auch Ab wehrmaßnahmen

gegen den Bolſchewismus getroffen? Sprachen Sie
bei Verſammlungen daron? Zeuge: Allerdings, wir woll-
ten gegen den Bolſchewiemus Ab wehrmaßnahmen treffen.
Außerdem wollten wir gegen die radikale Bewegung Liebknecht
Ledebour einen Widerſtand des Bürgertums organiſieren.
Vorſ.: Wurde nie von einem Rechtsputſch geſprochen?
Zeuge: Nein. Vor ſ.: Hatten Sie keine Mitgliederliſten?
T Zeuge: Jch habe keine geſehen. Vor ſ.: Waren Pabſt,
Jagow und Bauer dabei? Zeuge: Pabſt war Geſchäfts
führer, die anderen Herren waren nicht dabei. Vor ſ.: Kann-
ten Sie General Lüttwitz? Zeuge: Jn der Reichskanzlei
begrüßte mich General Lüttwitz, nachdem er meinen Namen ge
hört hatte. Ueber

die Arbeit der „Nationalen Vereinigung“
möchte ich folgendes ſagen: Sie ſollte nationale Propaganda,
aber nicht im Parteiſinn machen. Wir wollten, freier
geſtellt als die Parlamentarier, uns auch an andere Leute heran
machen. Unſere Statuten waren durch General Keim in Zeit
ſchriften veröffentlicht, deren Namen ich allerdings nicht mehr
weiß. Wir wollten in einer halböffentlichen Sitzung die Führer
der Wirtſchaft laden, um dann einen Aufruf herauszugeben, der
Namen von Männern der Politik, Wirtſchaft und des Militärs
trug. Vor ſ. Hatte Kapp Sie in die Reichskanzlei beſtellt

Zeuge: Nein, ich ſollte am 10. März verhaftet werden;
doch ſetzte man mir nur eine Wache vor die Tür. Noske erklärt
in ſeinem Buch „Von Kiel bis Kapp“, daß die Verhaftung unge-
ſeslich war. Am 14. März kam ein Soldat und ſagte mir: Auf
dem Polsdamer Platz konzertierten Truppen, und Kapp iſt
in der Reichskanzlei. Da ging ich zu Kapp. Nachdem
ich eine Stunde antichambriert hatte, empfing er mich und ſagte,
er wolle auf mich zurückkommen. Jch blieb im Vor
Zimmer. Nach zwei Stunden kam eine Deputation der Preſſe,
die gegen Bredereck als Preſſechef proteſtierte.
Am Sonntag rief mich Kapitän Ehrhardt an und fragte nach
meiner Meinung über die Lage. Jch ſagte ihm, daß offenbar
keiner der Herren in der Reichskanzlei wiſſe, was er wolle, und
niemand arbeite. Ehrhardt ſtimmte mir zu und ſagte, er würde
mit Bauer ſprechen, daß die Untätigen herausgeſetzt würden.
Am Dienstag war ich mit Schnitzler bei Oberſt Bauer,
der ſich darüber beklagte, daß alle Leute in der Reichskanzlei
nur Stellenjäger ſeien. Ich möchte mich doch überwinden und
rn aus er e Aufrufe geſchrieben?Z e e Jch e mich an dieſen di i Mmicht verein ſ lettantiſchen Machwerken

Vor ſ.: Beſtanden Gegenſätze zwiſchen Kapp und Schiele
S Zeuge: Das weiß ich nicht, ich hörte nur ein Geſpräch
Ulrich Rauſchers mit an, der furchtbar zitterte und verängſtigt
war. Rauſcher ſah damals offenbar die Sache ſeiner Partei
verloren, er war bald rot, bald blaß. Vor ſ.: War Dr. Schiele
Mitglied des Nationalen Vereinigung? Zeuge: Nach meiner
Kenntnis nicht. Er kam wohl zweimal in ſeiner Sigenſchaft al
Hauswirt in die Nationale Vereintgung. Es handelte ſich um
eine Telephonanlage. Oberteichsanwalt Ebermayer:
Hatten Sie gemeinſame Intereſſen mit Schnitzler? Zeuge:
Nach Auflöſung des Garde-KavallerieSchützenkorps bat ich
Schnitzler, der ungewöhnlich klug iſt, in der Nationglen Vereini-

gung an der Propaganda mitzuwirken. Oberreichsan-
walt: Hat ſich die Garde-KavallerieSchützenDiviſion friedlich
auflöſen laſſen? Zeuge: Die Unteroffiziere waren über

die Undankbarkeit der Regierung
ſehr empört und gingen zu Noske. Noske war erſt empört und
bedrohte die Leute mit einem Revolver. Dann aber trennte
man ſich mit einem Händedruck, da Noske erklärte, für die Auf—-
löſung ſei General Lüttwitz verantwortlich. Oberreichs-
anwalt: Welchen Eindruck hatten Sie von der ganzen Kapp-
Geſchichte? Zeuge: Ehrhardt hielt die Truppenauflöſung
für einen ſchweren Fehler und ſprach mit Lüttwitz. Lütkwitz
ging zu Ebert, der Lüttwitz abſetzte. So mußte Ehrhardt
glauben, daß die Regierung nichts für die Truppen übrig hatte
und marſchierte nach Berlin, um auf die Regierung zu drücken.
Noske war ja an Militärdemonſtrationen gewöhnt, er hatte ſelbſt
mit dem Garde-SchützenKorps einen ſolchen Demonſtrationszug
mitgemacht. Als aber nun die Regierung vor Ehrhardt floh,
entſtand ein Vakuum. Und nun mußten Lüttwitz und Ehrhardt
etwas machen. Ehrhardt iſt am Brandenburger Tor halten ge-
blieben. Hätte die Regierung einen Unterhändler geſchickt, dann
wäre alles gut geweſen. Oberreichsanwalt: Wiſſen
Sie nicht, daß Tags zuvor mehrere Leute von Jagow ans Bran-
denburger Tor beſtellt wurden? Zeuge: Dabei finde ich
nichts Auffälliges. Oberreichsanwalt: Wiſſen Sie,
daß Schnitzler gelegentlich der Garde-KavallerieSchützenDivi
ſion einen Putſch plante? Zeuge: Die Aufregung war
natürlich groß, ich flog damals nach Weimar und ſagte, daß die
Offiziere ihr Amt niederlegen würden. Noske erklärte daxauf-
hin, er ſei gegen die Auflöſung geweſen und wolle
zurücktreten. Jch meinte, daß damit die Lage geklärt ſei, da er
für die Truppen eintrete. Als dann aber die Marine-Brigade
aufgelöſt werden ſollte, zeigte es ſich, daß die Regierung
nicht für die Truppen ſorgen wollte und ſo entſtand
dann die Erregung.

Dann wird ein Entwurf Schnitzlers verleſen, der im
Falle eines Militärputſches den Ententekommiſſionen überreicht
werden ſollte. Er lautet:

„Wir erſtreben keinerlei militäriſche Ziele,
wir erſtreben aber die Aufrechterhaltung der Ordnung, Frei-
heit im Jnnern und die loyale Durchführung des Verſailler
Friedensvertrages nach außen. Die neue Regierung wird dem-
nächſt eine Erklärung dieſer Art abgeben. Ludendorff
hat ſich ſofort bereit erklärt, um alles Vor-
urteil zu beſeitigen, die nötige Zurückhaltung
zu bewahren. Seine bekannten Eigenſchaften aber,
Geradheit, Aufrichtigkeit, Loyalität ſind ſo große Vertrauens
momente, daß wir unmöglich auf ſie verzichten können.“

Hierauf wird der Zeuge Grabowski vereidigt.
Rechtsanwalt Böttger bittet, die anderen Zeugen erſt nach

der Ausſage Ludendorffs zu vernehmen. Darauf wird Dr.Frohne Weagdebneg) der von dem verleſenen Schreiben und

einem anderen Kenntnis hat, in dem Richtlinien von einem
eventuellen Regierungsſturz enthalten ſind, vernommen. Der
Zeuge ſchrieb am 25. Februar nach einer Unterredung mit Oberſt
Bauer und Dr. Schnitzler an Oberſt Bauer, daß man nicht einen
Regierungsſturz planen ſolle, ſondern eine militäriſche
Demonſtration für Neuwahlen veranſtalten und die Au s-
lieferung der Kriegeverbrecher verweigern
ſolle. Es fehle aber ein militäriſcher Führer, da Lüttwitz abge-
lehnt habe und Kappe nicht der richtige Mann ſei. Man
ſolle ſich an die rechts ſtehenden Zentrumsführer
wegen der Demonſtration wenden.

Bekundungen ablteſt):Vor ſ. (zu dem Zeugen, der dieſe
Warum machen Sie Hhre frei, ſondern leſen ab

man ſagen fo
im Zuhörerraum.)

Zeuge Wetil man e

o r ſ. VDrief, den De ſchrieben, lautets alfo der
muile- n ter Brief wird hierauf verleſen. Er enthält kaum etwas
anderes als eine detailſierte Schilderung des Zeugen mit
Schnitzler und Bauer.



Ein franzöſiſcher Wiederherſtellungsplan
b. Paris, 8. Dezember.

Gauerwein verdffenklicht im „Matin“ einen rB für die es Wiederherſtellungen.
A Deutſchl de Unterum ſich c wer v wiſ u al s auf

ſch u b Barmittel zu verſchaffen:
1. den Wert der Frachtſätze, der in etwa fünf Jahren nach

dem Wiederagufbau der deutſchen Handelsflotte
dem Reiche dieſelben Einkünfte verſchaffen könne wie vor dem
Kri multipliziert mit dem Quotienten der allgemeinenre Llerhöhung den Sauerwein auf etwa 134 ſetzt;

2. die deutſchen Erſparniſſe im Ausland, die nach
i 2diliſteruns des deutſchen Handels zweifellos wachſen
werden;

3. die von den J nach Deutſchland gebrachten
ausländiſchen Deviſen;

4. die Unternehmungen, Jmmobilien, Kon
zeſſionen uſw., die Deutſchland im Ausland erworben hat;

5. eine Bankkom miſſion auf alle Operationen in den
ausländiſchen Deviſen. Sauerwein bemerkt, daß dieſe Kom
miſſion in London vor dem Kriege vorzügliche Reſultate ergeben
habe, und daß kein Grund vorliege, warum ſie in Deutſchland
nicht das gleiche Ergebnis haben ſolle.

Alle dieſe Poſten ergäben ausländiſche Deviſen, d. h. alſo
gutes Geld für die Reparationszahlungen. Jm weiteren erör-
terte Sauerwein die Frage: Moratorium und Anleihen? und
faßte ſeine Ausführungen in folgendem Lehrſatz zuſammen:
Die Politik, auf die man ſich im Augenblick ſtützen muß, kann
in folgende Formen gebracht werden: „Eine Politik der An
leihen, garantiert durch einen Deutſchland zu bewilligenden
Zahlungsaufſchub, der einerſeits wieder durch eine finanzielle
Reform, wie eine Kontrolle der Deutſchland überlaſſenen aus
ländiſchen Deviſen während einer Periode von drei bis vier oder
fünf Jahren garantiert werden muß. Ferner eine Politik der
direkten Zahlungen, ſobald die Lage Deutſchlands eine ſolche
möglich mache. Die Lieferungen in Natura während dieſes
Aufſchubes ſollen erhöht werden. Gleichzeitig ſoll Deutſchland
verpflichtet werden, eine Markanleihe aufzunehmen, damit die
Zahlungen des Staates an die deutſchen Jnduſtriellen das
deutſche Budget nicht neuerdings aus dem Gleichgewicht bringen
könne

Dorbeſprechungen der deutſchen
Oberſchleſiendelegierten

w. Beuthen, 8. November.
Heute vormittag 11 Uhr traten die ſämtlichen Mitglieder

der deutſchen Delegation zu einer Vorbe-fbrechung zuſammen, wobei Reichsminiſter a. D. Schiffer
eine eingehende Darſtellung aller für die morgen beginnenden
Verhandlungen zur Debatte ſtehenden Fragen gab.

Bei der Ausſprache wurde der einmütige Wunſch aus
gedrückt, daß ſeitens der Kommiſſionen der größte Wert auf
die Mitarbeit aller Schichten der oberſchleſiſchen Bevölkerung
gelegt wird. Zur Entgegennahme von Wünſchen und An
regungen werden der deutſche Bevollmächtigte und ſeine Ver-
treter, ſowie die ſämtlichen Vorſitzenden der Unterkommiſſionen
ſtets gern zur Verfügung ſtehen.

Alle Unterkommiſſionen halten morgen vormittag 10 Uhr
ihre erſten Sitzungen ab.

Das Völkerbundsſekretariat gab eine amtliche Mitteilung
über einen Briefwechſel aus, der in den letzten Tagen
zwiſchen dem Botſchafterrat und dem Präſidenten der
deutſch polniſchen Konferenz, Calonder, ſtattgefunden hat.
Der Botſchafterrat ſprach in ſeiner Mitteilung an Calonder den
Wunſch nach möglicher Beſchleunigung der Arbeiten
der Unterkommiſſionen aus, die in den nächſtenTagen in Oberſchleſien zuſammentreten ſollen. Calonder ant-
wortete, daß er durchaus die Gründe für eine ſchnelle Unter
zeichnung des deutſch polniſchen Abkommens würdige, daß man
aber nicht überſehen dürfe, daß das Abkommen mit größter
Vorſicht und Sorgfalt ausgearbeitet werden müſſe. Er könne
daher keine Friſt annehmen, die den von ihm geleiteten Ver-
handlungen von vornherein aufgezwungen würde. „Calonder
verſprach, daß er den Botſchafterrat über den Gang der Ver-

lungen auf dem Laufenden halten werde und erſuchte den
Botſchafterrat, ſeinerſeits auch ihn von den Fortſchritten in
Kenntnis zu ſetzen, die die Arbeiten der mit der endgültigen
Grenzfeſtſetzung betrauten Kommiſſionen machen. Es ſei in
der Tat notwendig, daß die Grenzfeſtſetzung und die Vor
bereitung des Abkommens möglichſt zur ſelben Zeit beendet

„Der Medderkoog“
Schleswig Holſteinſcher Roman

von

Henriette von Meerheimb (Margarete Gräfin von Bünau)
„Die Rettung Euer Exzellenz war ein glücklicher Zufall.

Jch ritt gerade mit meinen Huſaren in den Schloßhof ein,
als dieſer Meſſerheld Sie bedrohte. Es machte mir großen
Spaß, den frechen Burſchen für einige Zeit unſchädlich zu
machen. Schade, daß es nicht zum Schießen kam! Das
wäre eine gute Vorübung geweſen!“

„Dem König graut davor, das Blut ſeines Volkes zu
vergießen.“

Torp lachte höhniſch. „Was liegt daran?
Pöbelblut wächſt alle Tage wieder.“

„Sagen Sie ſo etwas jetzt nicht laut. Ein neues Mini-
ſteriun kommt unter Arla Lehmann ans Ruder. Er wird
Miniſter ohne Portefeuille. Die Herrſchaft des Volkes, ge

Feitet von den fanatiſchen Eiderdänen, ſteht uns bevor.“
„Nicht auf lange,“ entgegnete Torp gelaſſen. „Wollen

vir wetten, daß bereits in wenigen Monaten dieſes Mini-
ſterium wie eine Seifenblaſe zerplatzt und wir die ſchönſte
RKegktion haben hier und in Preußen ebenfalls?“

Graf Holm antwortete nicht. Er ſtützte ſich ſchwer auf
Torps Arm. Jetzt, nachdem die Gefahr vorüber war, fühlte
er erſt, was er ſeit Stunden durchgemacht hatte.

Karin ſtürzte ihnen am Eingang des Hauſes entgegen.
Vom Fenſter aus hatte ſie jede Einzelheit der ſchrecklichen
Vorgänge und Torps energiſches Eingreifen beobachtet.
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Unkraut und

Sie griff ſtürmiſch nach ſeiner Hand. Wenn u nicht raſch
weggezogen hätte, würde ſie dieſelbe geküßt Frin

danke Jhnen!“ ſchluchzte ſie auf. „Nein es
um das gauszitdrücken, ich für JdreAue S habe meinen Vete

eigenen
auch nicht mehr leben könnenl“

drückte die Tochter wortlos an ſich. Tor
ganze als eine Bagatelle hinzuſtellen.eek den Kovt „Sie werden mir nie

ſeien, damit die Beſetzung durch die interalliierten Truppen
nicht geh verlängert werde. Wie es in der Mitteilung des
Völkerbundsſekretariats weiter heißt, waren ſowohl die deutſ
wie die polniſche Abordnung dagegen, die Vollſitzung, in der ſie
ihre Arbeiten Calonder unterbreiten ſollen, vor dem 15.
Januar abzuhalten. Calonder hat ſich dieſer Auffaſſung an
geſchloſſen, da die zu löſenden Probleme eine ernſte
und Unterſuchung erfordern. erdem mußte
man der polniſchen Abordnung Zeit laſſen, um Fühlung mit
der Bevölkerung der Zone zu nehmen, die Polen zugeſprochen
wurde, aber noch nicht unter polniſcher Hoheit ſteht.

Reparationsſitzung in Berlin
Berlin, 8. Dezember.

In der Reichskanzlei fand heute vormittag unter dem Vor-
itz des Reichskanzlers Dr. Wirth eine Beſprechung über die
eparationsfrage ſtatt. An dieſer Beſprechung nahmen der

Reichsfinanzminiſter Dr. Hermes und der Reichswirtſchafts
miniſter Robert Schmidt, mit ihren Staatsſekretären, ſowie
der Reichsbankpräſident Havenſtein, teil. Auch der deutſche
Botſchafter in Paris, Dr. Maher, der zu mehrtägigem Aufent
halt nach Berlin gekommen iſt, wurde vom Reichskanzler zu der
Sitzung zugezogen, die als ſtreng vertraulich bezeichnet wird.
Dr. Mayer, der morgens dem Reichskanzler einen Beſuch abge-
ſtattet hatte, ſprach nach der Sitzung beim Reichspräſidenten vor.

Die Bezahlung der Januar-Kate
Dresden, 8. Dezember.

In einer Veranſtaltung der Deutſchen Volkspartei in Dres
den hielt der Präſident des Reichsverbandes der Deutſchen In
duſtrie, Dr. Sorge, einen Vortrag über die geſchichtliche Ent
wicklung der Kreditaktion. Um die Verhandlungen mit England
hätten ſich faſt zu gleicher Zeit drei Perſönlichkeiten bemüht,
nämlich Stinnes, Rathenau und Dr. Havenſtein, Präſident der
Deutſchen Reichsbank. Die Januarrate müſſe unter
allen Umſtänden an die Feinde bezahlt werden. Augen
blicklich fehlen an ihr noch 270 Millionen Goldmark für die nach
der perſönlichen Anſicht Dr. Sorges der Gold beſtand der
Reichsbank verwendet werden könne. Unter allen Um
ſtänden aber müſſe dieſe Rate bezahlt werden, um eine Beſetzung
des Rhein-Ruhr-Gebietes oder andere Zwangsmaßnahmen der
Entente zu vermeiden. Gegenüber vielfachen Entſtellungen be
tont Dr. Sorge ausdrücklich, daß eine Entſtaatlichung der
Eiſenbahn keineswegs verlangt worden wäre, ja,
daß ſehr gewichtige Gruppen ſich durchaus dagegen erklärt
hätten. Was man aber fordern müſſe, das wäre die Einführung
einer wirtſchaftlichen kaufmänniſchen Organiſation.

Das Defizit des Reichshaushalts
161,5 Milliarden Mark.

Der Reichsfinanzminiſter hat dem Reichstag eine am 24. No
vember aufgeſtellte Ueberſicht über den Reichshaushalt im Rech-
nunsjahre 1921 überſandt. Die einzelnen Ziffern ſind bereits
bekannt. Der Geſamtabſchluß ergibt einen ungedeckten Betrag
von 161541 Millionen Mark. Davon entfallen 95,5
Milliarden auf den Fehlbetrag des ordentlichen Haushalts (ein
ſchließlich Kontributionshaushalt), 14,4 Milliarden auf die Fehl-
beträge in den ordentlichen Etats der Reichspoſt und der Reichs
eiſenbahn, 26,2 Milliarden auf die ungedeckten Anleiheausgaben
dieſer beiden Betriebsverwaltungen und 25,5 Milliarden auf
ungedeckte Anleiheausgaben der allgemeinen Reichsverwaltung.

Reichswirtſchaftsrat
w. Berlin, 8. Dezember.

Jn der heutigen Sitzung des Vorläufigen Reichswirtſchafts
rates wurde die Beratung des Arbeitsnachweisgefetzes fortgeſetzt.
Von den Vertretern der Angeſtellten wurde vor allem gefordert,
daß alle Angeſtellten unter dieſes Geſetz fallen ſollen, während
ein Arbeitgeber darauf hinwies, daß weite Angeſtelltenkreiſe,
darunter auch die Akademiker, ihre Einbeziehung in das Geſetz
als verfehlt bezeichnen

Geheimrat Weigert legte dar, daß der tatſächliche Aufwand
der Arbeitsnachweisämter nicht über 150 Millionen Mark
jährlich hinausgehe. Die geſamten Koſten werden pro Kopf und
Woche 16 Pfennige betragen. Die Koſten der Landesämter, die
unentbehrlich ſeien, werden im kommenden Jahre 16 Millionen
Mark nicht überſchreiten. Jn der Einzelberatung wurde
ein Antrag zu S 2 angenommen, der den Handwerkerorgani-
ſationen die Lehrlingsſtellenvermittlung erhalten will. Ferner
wurde ein Antrag angenommen, wonach die Arbeitsnachweiſe
nicht obligatoriſch, ſondern nur fakultativ die Ar-
beitsvermittlung übernehmen können. Des weiteren wurde ein
Antrag angenommen, wonach die Angeſtellten und Beamten der

bisherigen entlichen Arbeitsnachweiſe zu übernehm
ſoweit nicht Tatſachen vorliegen, welche die t T
weiteren Bekleidung ihres Amtes erweiſen, ſowie ein Antrag
daß die Gemeinden ein Drittel der achweiſ
tragen ſollen. Schließlich wurde das ſetz in der geſamten
Abſtimmung in der abgeänderten Faſſu gegen eine ſtarfe
Minderheit angenommen. Der Au icht zur AenAenderung des Tabakſteuergeſetzes, wonach der Zollſatz von 180für einen Doppelzentner für die Zeit eines wi ar
dürfniſſes bis auf 60 Mark herabgeſetzt werden kann, wu
enommen, ebenſo die Entſchließung des Ausſchuſſes die

d z a r ars e ob unter dereichen Vorausſetzung der ür Tabakri i is uße en 4777 Je t d Ka ren arbgt v auf
n Antrag Jrl, der eine ſtrenge Kontrolle derHandel an der Börſe zugelaſſenen Ber fo

fordert, wird ohne Ausſprache angenommen, ebenſo ein An
betreffend die Sicherſtellung der Mitwirkung des Reichs
wirtſchaftsrates auf die künftige Geſtaltung d

Eiſenbahntarife. fSodann wurde die Sitzung geſchloſſen.

Die Unterſuchung über den Märzaufſtand
Berlin, 8. Dezember.

Jm Unterſuchungsausſchuß des Landtagsüber die m ärgunr u hen in Mitteldeutſchland wurde zu

nächſt die Berichterſtattung über die Prozeßakten fortgeſetzt.
Dazu gehört das Attentat auf die Siegesſäule, die 66-Pfeiler-
Brücke in Charlottenburg, das Eiſenbahnattentat bei Baum
ſchulenweg, das Attentat auf das Landgerichtsgebäude in Dres
den u. a. Berichterſtatter war Abg. Nehring (D. Vp.). Er
ſtellte unter Schilderung der einzelnen Vorgänge feſt, daß zur
Ausführung der Berliner Anſchläge etwa 1 Zentner Sprengſtoff
bereitgelegen habe, von dem ein großer Teil beſchlagnahmt
worden ſei. Dieſer Sprengſtoff ſtamme, wie vom Gericht feſt
geſtellt worden ſei, aus den mitteldeutſchen Bergwerken her,

Abg. NeumannOppeln berichtet über Aktenmaterial üher
Vorgänge in Mitteldeutſchland, die ſich auf mehrere Fälle von
Landfriedensbruch beziehen.

Abg. Strunk (Soz.) fügte noch einen Bericht über die grau
ſame Erſchießung eines Landjägers hinzu.

Abzüge der der Abg. Frau Zetkin abgenommenen Akten wur
den unter die Ausſchußmitglieder verteilt.

Darauf wurde die Zeugenvernehmung fortgeſetzt. Zunächſt
wurde Major Freiherr von Wendt, der Führer der Schutz
polizei- Abteilung Düſſeldorf, vernommen, der die Aktion bei
Helbra und Eisleben leitete.

Der Zeuge gibt eine eingehende Darſtellung der betreffenden
Vorgänge, bei Biſchofsroda habe die Aktion in den Händen von
der 6. Hundertſchaft und von der Hundertſchaft z. b. V. gelegen
Auf Befragen erklärte Zeuge, ſtandrechtliche Erſchießungen be
ſonders des Ortsvorſtehers Müller in Kloſter Mansfeld ſeien
während ſeiner Zeit nicht vorgekommen, auch ſei kein einziger
Fall von Unterſuchung gegen ſeine Leute notwendig geworden.Ein weiterer Schupo Führer Haupimann Ramshorn,
der die 7. Hundertſchaft, die Hundertſchaft z. b. V. führte, ſchildert
gleichfalls die Kämpfe bei Biſchofsroda, die vollſtändig gefechts-mäßig mit ſprunghaftem Vorgehen ſich entwickelt hätten. Ken

Aufſtändiſche ſeien gefallen, etwa 6 bis 8. Standrechtlié
erſchoſſen ſei niemand. Er habe im Geſchäftsbericht
ſofort davon berichtet.
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Boldts Ehrenwort. In der Bürgerſchaftsſitzung in Hamb
kam es bei der Beſprechung der Interpellation Bergmann (U. S.
über die Flucht des Oberleutnants Boldt, zu leb
haften Auseinanderſetzungen ſämtlicher Parteien mit den Kom
muniſten, bei denen ſich der Kommuniſt Urban zwei Or
rufe zuzog. Der Gefängnisdirektor Koch Mitglied der Bürger
ſchaft) erklärte in der Debatte, daß Boldt ihm ſein ausdrückſiches
Ehrenwort, nicht zu flüchten, nicht gegeben habe

Die Freilaſſung der Räte-Größen Toller, Schmidt.
Eiſenberger, Sauber und Hagemeiſter haben
die Unabhängigen im bayeriſchen Landtag gefordert. Jhr An-
trag wurde im Geſchäftsordnungsausſchuß abgelehnt.

Aegyptens Freiheitskampf. Zaglul Paſcha hat ein
Manifeſt an das ägyptiſche Volk veröffentlicht, daß in ſehr
heftiger Sprache den heiligen Haß gegen England verkündet
und die Aegypter auffordert, alles für die Befreiung des
Vaterlandes einzuſetzen.

Revolution in Guatemala. Die Regierung von Guatemala
wurde geſtürzt. Der Präſident Herrera befindet ſich al
Gefangener in ſeinem Hauſe. Die Mitglieder ſeines Kabinett
ſind in verſchiedenen Militärgefängniſſen untergebracht. Etwe
zwölf Perſonen wurden im Verlauf der Revolution getötet.

ausreden, daß ich Jhnen gegenüber eine unendliche Dankes-
ſchuld trage, Herr von Torp.“

Er belächelte zwar ihre exaltierte Darkbarkeit, aber ſie
tat ihm doch wohl. Der Blick ihrer mit begeiſterter Be
wunderung auf ihn gehefteten Augen ging ihm wie ein
Feuerſtrom durch die Adern.

Graf Reventlow begrüßte beide Herren etwas ſſteif.
Auch der Glückwunſch, den er Graf Holm zu ſeiner Rektung,
Torp zu ſeinem ſchneidigen Eingreifen ausſprach, klang ein
wenig gezwungen. „Da ich Karin jetzt in väterlichem Schutz
weiß, Exzellenz, möchte ich gleich ins Hotel überſiedeln, wo
meine Freunde und Kommiſſionsmitalieder wohnen,“
meinte er.

„Verehrter Graf, in dieſem Augenblick iſt es noch nicht
ratſam, durch die Straßen von Kopenhagen zu fahren, miſchte
Torp ſich ein. „Das Volk rottet ſich gewiß noch an allen
Ecken und Enden zuſammen. Und wenn Jhnen auch nichts
Schlimmes paſſiert, ſo könnten Sie doch unangenehm be-
läſtigt werden. Vor allem, wenn man an Jhrer Sprache
errät, daß Sie Deutſcher ſind. Denn dieſen ganzen Putſch
heute zettelten nur die fanatiſchen Deutſchenhaſſer, die Eider-
dänen, an.“

Graf Reventlow überlegte. Wenn er in irgendeiner
Weiſe Aufſehen erregte, ſo konnte das ſeiner Sache nur
ſchaden. Er gab darum nach, erſt am kommenden Tage ins
Hotel zu ziehen. „Werden Sie Seine Majeſtät morgen früh
ſehen?“ wandte er ſich an Holm. „Können Sie uns eine
Audienz verſchaffen? Wir haben dem König eine Petition,
die fünf Bedingungen enthält, vorzulegen.“

„Seine Majeſtät wird keine ſchleswigholſteinſchen Kom
miſſionsmitglieder empfangen, keine Petition auch nur
leſen,“ antwortete Graf Holm entſchieden. „Orla Lehmann
regiert jetzt in Kopenhagen und wird jede Anbahnung einer
Verſtändigung mit Schleswig ſchroff zurückweiſen.“

Graf Reventlow ſah finſter vor Ze „Wenniche Se
wir

nicht einmal empfangen werden, ſo i eleidigung
für unſer Vaterland, daß daraufnur t einer g antworten kann,“ entgegnete
er

Graf Holm zuckte die Achſeln. „Das können Sie halten
wie Sie wollen. Jch ſage Jbnen eine abſchlägige Antwort

voraus. Die Reiſe hierher konnte die Kommiſſion ſich ſparen,
Seien Sie froh, wenn Sie bei dem aufgepeitſchten Deutſchen
haß mit heiler Haut hier wieder hinauskommen.“

„Es war von vornherein meine Anſicht, daß nur
Kränkung, Aerger und Zeitverluſt die Folgen dieſer Reiſe
ſein würden,“ ſtimmte Graf Reventlow mit einem ärger
lichen Seufzer bei.

„Jhr Sohn iſt immer noch auf dem Medderkoog?“
fragte Holm ſtatt aller Antwort.

„Ja und da ſoll er auch bleiben,“ entgegnete Revent
low kurz.

„Ob das wohl tlug gehandelt iſt?“ Graf Holm blickte
mit vielſagendem Lächeln auf Torp, der mit Karin unter
den Palmen im Nebenzimmer ſtand.

Karin ſah mit ſtrahlenden Augen zu dem Rittmeiſte
auf, und er mit einem triumphierenden zärtlichen Lächeln z

ihr herunter.
„Jhr Sohn täte gut, bald herzukommen,“ fuhr Gre

Holm fort. „Bei dieſen kriegeriſchen Ausſichten n
man eigentlich die freiwillige Rückkehr eines beurlaubten
däniſchen Offiziers

„Chriſtian iſt ſchleswigholſteinſcher Edelmann, und
Platz iſt auf der heimatlichen Scholle, wenn er ſie ge
muß,“ fuhr der alte Graf heraus. „Jch habe Jhnen z

S r W in W vnicht mehr ſicher iſt; aber will ſie jemals zu uns zſo muß ſie ſich entſchließen, eine gute Deutſche zu werden

und unſer einfaches Leben zu teilen.“

e 2 e Im„Vorläufig iſt alles noch ſo unſicher,“ wich Graf Hol
aus. Nichts läßt ſich feſtſetzen, ehe man nicht weiß, was die

nächſte Zukunft uns bringen wird.“

Wennen Sie den König um eine Audiengz morgen
bitten?“

lauten, darauf können Sie ſich verlaſſen.“
(Fortſetzung folgt.)

igholſtet he den x 3 Fragen früh

Bitten kann ich ja. Aber die Antwort wird ablehnend
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die Kriſe im deutſchen Zeltungsweſen
als je ſtellt ſich dem deutſchen Zeitungs-

er die Lage ſeines Unternehmens dar. Er ſieht die
Schwierigkeiten ins Maßloſe wachſen, weit über die Schwie
ägteiten der iten Wirtſchaft hinaus. Auf ihm ruht
er laſtende Alb, daß er ſeine Preiſe nicht mehr den ge
ſteigerten Herſtellungskoſten anzupafſſen vermag. Von
Ronat zu Monat, faſt von Woche zu Woche dringen immer

der Verordnung über Lohnpfändungen,
Börſengeſetzes u. a., ferner mündl
ſchuſſes über drei Anträge, die die ſofortige Außerkraftſetzung

die Abänderung des
e Berichte des Rechtsaus-

der Verordnung
betreffen.

Reichspräſidenten vom 29. November

Mord. Brehna (Kr. Bitterfeldſ, 8. r Heute
nacht wurde im Gaſthaus der K n Joſeph Krug aus
Berlin ermordet. Anſcheinend liegt Raubmord vor. Die Poli
zei fahndet auf einen gewiſſen Franke aus Roitzſch als vermut-
lichen Täter.

jeue Anſprüche und Forderungen auf ihn ein; er kann
ihnen nicht mehr begegnen; er hat es nicht in der
gand, dieſes ſprunghafte Aufſchnellen der Koſten durch ein
nfaches Aufſchlagen auf die Preiſe, das ſonſt in der Ge
ſhaſtswelt vielfach üblich iſt, auch nur einigermaßen auszu
jeichen. Eine Zeitung kann nicht von einem Tag auf den
nderen Bezugs oder Anzeigenpreis erhöhen, da ſie durch die
Ibonnementsverhältniſſe und Anzeigenabſchlüſſe in ihrer
Freiheit und Beweglichkeit mehr als die meiſten anderen
Unternehmen feſtgelegt iſt, auch bedeutet für die Zeitung
de neue Erhöhung, jeder Zuſchlag auf die beſtehenden
Preiſe einen Verluſt, in jedem Falle einen Rückgang. Und
ſelbſt wenn Begzieherabfluß und die Zurückhaltung der

erenten infolge der Preiserhöhung für den Augenblick
Erſchütterungen zu tragen wären, wenn ſich ein höheres

Pius auf der Einnahmeſeite ergäbe, für die Geſamtrech-
mung ergibt jede Preiserhöhung ein Defizit. Eine Rück
zämmung in der Reichweite der einzelnen Zeitungen, jeder
gitung iſt heute bereits vorhanden. und damit ein Nach
aſſen der geiſtigen Auswirkung. Die Möglichkeit des Ein
zringens in die Breite des Volkes wird ſo der deutſchen

e langſam verſperrt und vernichtet und ihr wie dem
deutſchen Volke ſo der Entwicklungsatem beſchränkt und
ahgegraben; eine Kulturkriſe muß die endliche
Folge ſein.

Mit Bangen blicken die deutſchen Zeitungsverleger in
die Zukunft, die nächſten Wochen werden entſcheidend ſein.
Schon hat die Frachterhöhung ſich wieder in eine Papier-

jserhöhung verwandelt. Die Kohlenſteuer wirft ihre
Schatten voraus, Lohnforderungen und Teuerungswelle und
Kohnforderungen überdrängen ſich; es ſcheint kein Halten
nehr in der ſtürzenden Woge. Und in dieſer Situation
wirft die Regierung die neuen Poſtgebühren, die neuen
Eteuern auf die ſchon aufliegende Laſt dazu. Wo kann die
Hilfe kommen

Dieſe Frage, die für das ganze deutſche Volk
on größter Wichtigkeit iſt, ſollten unſere Regierungskreiſe
ernſtlich bedenken! Kann der Staat, können Parlamente
ind Regierung die deutſche Preſſe über Gebühr belaſten?
her würde es für das Volksganze nicht weitaus erträglicher
kin, wenn der Staat einen gewiſſen Einnahmeausfall er
üte, als wenn die Allgemeinheit in ihrem unentbehrlichſten
Gut ein uneinbringliches Defizit aufweiſt? Und was würde
ſie Folge ſein, wenn die Preſſe, die ſich in erſter Linie als
ſie geiſtige Nahrung des Volkes bezeichnen darf, langſam
vekümmert? Es kann doch nicht Grundſatz ſein, daß der
einat lebe und ſeine Bürger ſterben! Ein Hinſterben iſt
S cher, wird es in ſtändig wachſender Zahl, wenn den
Kutſchen Zeitungen nicht endlich ihre Bürde erleichtert wird.

Die Anzeigenſteuer iſt heute der Hebel, an den
z Vohl und Wehe der deutſchen Preſſe geknüpft iſt; hier
muß die Rettung anſetzen. Die Anzeigenſteuer muß fallen
hanit Luft wird und geprüft werden kann, wieweit die übri
n Hemmungen tragbar ſind. Es iſt ein Widerſinn, daß
e Regierung, ſtatt der Preſſe im Intereſſe der Geſamtheit
re Arbeit zu ermöglichen und zu erleichtern, durch die Auf-
ürdung der Anzeigenſteuer und der ins Maßloſe ange
hannten Poſtgebühren mithilft, ihren Niedergang zu be
Glumigen. Es iſt ein verhängnisvolles Schickſal, dem die
hulſche Preſſe und mit ihr das deutſche Volk auf dieſem
Vege entgegenſteuern, unweigerlich entgegentreiben, wenn
nkt in letzter Stunde das Einſehen an den verantworklichen

Ztelen vorhanden iſt, daß ein Land, das ſeine
ſrefſe rniniert, ſich ſelbſt ruiniert!

Die Erzbergerſchen Steuerakten
Verlin, 8. Dezember.

ie E er Steuerangelegenheit hatte geſtern noch eine r In einer Anklage wegen Beleidigung des
Falkenhahn gegen den Redakteur der „Ger

nmia', Hermann Ort h. Die Änklage ſtützte ſich auf einen in
107 der „Germania“ veröffentlichten Artikel „Ein unerhörter

mitiſher Skandal“, in welchem das Verhalten des Präſidenten
ſlenhahn in der Erzbergerſchen Steuerſache ſehr
ülig kritiſiert wurde. Als Zeugen waren eine Reihe von
üheren Veamten, Parlamentariern und bekannten Perſönlich
ken geladen und erſchienen. Auch der Reichskangler ſollte ver
unmen werden. Die Strafſache wurde jedoch durch einen Ver
gleich erledigt, der folgenden Wortlaut hat:

te und Präſident Falkenhahn, ſowie Präſidentgſ a ertreter v Landesfinanzamtes GroßBerlin
folgenden Vergleich: „Der Angeklagte gibt die Er

V W ger daßhohe Weh de er in der Erzbergerſchen Steuerſache un

Erkl
bin ich ar nicht in der Lage, dahingehende Be

gen gegen den

en des Strafverfahrens zu tragen.Auf Grund ift wurden die Strafanträge
rüdgegogen und das Verfahren eingeſtellt.

Erhöhung der Grund und Gewerbeſteuer
Beſſerung der Straßenbeleuchtung Die Zuknnuft der Jnugendhilfe

Aus dem Haushaltsausſchuß

Halle, 9. Dezember.

Der Haushaltsausſchuß beſchäftigte ſich in
ſeiner geſtrigen Sitzung in erſter Linie mit den Magiſtrats
vorlagen, die die Deckung für die Erhöhung der Gehälter
bringen ſollen. Die Deckung der Mehraufwendungen für Ge
hälter und Löhne, die nach den Beſchlüſſen der ſtädtiſchen Körper
ſchaften für die Zeit vom 1. Auguſt ab zu gewähren ſind, erfordert
ohne die bei den ſtädtiſchen Betrieben entſtehenden Mehrkoſten
die Bereitſtellung neuer Einnahmen im Betrage von 16 856 000
Mark. Zur Erzielung dieſer Mehreinnahmen ſind die Grund
und Gebäudeſteuern von 1 Proz. auf 1,25 Proz. des gemeinen
Wertes der bebauten und von 2 Proz. auf 3,5 Proz. des gemeinen
Wertes der unbebauten Grundſtücke zu erhöhen. Das entſpricht
einem Zuſchlage von 852 Proz. zu der ſtaatlichen Grund und
r n r Hieraus wird ein Mehrertrag von1375 000 Mark erwartet. Die Gewerbeſteuern ſollen auf 632 Proz.
der ſich aus der beſonderen Steuerordnung der Stadt Halle
ergebenden Steuerfätze gleich 1697 Proz. der ſtaatlich veranlagten
Gewerbeſtener erhöht werden. Hier iſt mit einen Mehrertrag von
15 378 000 Mark zu rechnen. Weiter ſoll die Betriebs
ſteuer von 300 Proz. auf 600 Proz. der ſtaatlich veranlagten
Beträge erhöht werden. Als Mehrertrag werden 48 000
Mark erwartet und ſchließlich kommt eine Erhöhung aus der
Herbergsſteuer mit einer Mehreinnahme von 55 000 Mark
in Betracht. Die Gehaltsaufbeſſerung für Beamte, Angeſtellte,
Hilfsangeſtellte, Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebene durch
Gewährung des 21prozentigen Zuſchlags erforderte eine Summe
von 2760 000 Mark. Die Neuregelung der Beſoldung vom
1. Oktober 1921 ab 7709 000 Mark. Der 24progentige Zuſchlag
für die Lehrperſonen ergibt eine Summe von 1684 000 Mart,
die Neuregelung der Beſoldung für ſie erfordert 5 814 000 Mark.
Die beiden Lohnerhöhungen für die ſtädtiſchen Arbeiter nehmen
8 970 000 Mark in Anſpruch. Dazu kommen noch voraus
ſichtliche Gtatsüberſchreitungen im Geſamtbetrage
von 2213 000 Mark, ſo daß ein Mehrbedarf von 28 650 000 Mark
gegenüber dem Etatsanſatz erforderlich iſt. Von dieſer Summe
bringen die ſtädtiſchen Betriebe 6794000 Mark auf.
Aus der Umſatzſteuer werden Mehreinnahmen von
5 Millionen Mark erwartet, ſo daß rund 16 856 000 Mark zu
decken bleiben. Da die Stadt andere Einnahmequellen nicht hat,
kann für die Deckung des verbleibenden Fehlbetrages nur eine
Erhöhung der Realſteuern in Frage kommen. Das
Reich und der Staat wird den Gemeinden vielleicht Vorſchüſſe
zur vorläufigen Deckung der Mehrausgaben gewähren. Zuſchüſſe
wird das Reich kaum leiſten, jedenfalls erſt dann, wenn nach-
gewieſen wird, daß die Gemeinden bei voller Anſpannung aller
ihnen noch zur Verfügung ſtehenden Steuer und ſonſtigen Ein
nahmen zu einer Balanzierung ihres Etats nicht zu gelangen
vermögen. Bei uns ſind aber die Realſteuerzuſchläge, vor allem
die Zuſchläge zur Gewerbeſteuer, weil geringer, als in der
großen Mehrzahl der anderen preußiſchen Städte, in denen ſchon
vor den letzten Gehaltserhöhungen Gewerbeſteuerzuſchläge von
1200 bis 1500 Proz. als mäßig galten und Zuſchläge von
2000 Proz. und darüber hinaus keine Seltenheiten waren. Wenn
bei uns erſt jetzt ein Gewerbeſteuerzuſchlag von 1697 Proz. er
hoben wird, ſo erreichen wir damit jetzt erſt dasjenige Maß der
Belaſtung, das in der Mehrzahl der anderen Gemeinden ſchon
bei der Aufſtellung des diesjährigen Etats die Norm bildete.
Allerdings iſt zu berückſichtigen, daß die beſchloſſenen Zuſchläge
nachträglich vom 1. April d. J. ab erhoben werden ſollen, ſo daß
alſo die Einnahmen des ganzen Jahres den Mehrbedarf eines
halben Jahres tragen ſollen. Bei der Feſtſetzung der Stenern
wurde der volkswirtſchaftlich und ſteuerlich zutreffende Grundſatz

aufgeſtellt, daß die Gewerbeſteuern zur Deckung derjenigen
Aufwendungen der Gemeinden beſtimmt
weſentlichen durch das Heer der gewerblichen Arbeiter und An

ſind, die dieſer im
geſtellten erwachſen, nämlich der Volksſchullaſten, der Auf
wendungen für die Armen, Wohlfahrts und Geſundheitspflege
und der Polizeikoſten, daß alſo die Gewerbeſteuern wirtſchaftlich
eine Ergänzung der Löhne und Gehälter der gewerblichen
Arbeiter und Angeſtellten zur Befriedigung derjenigen ihrer
Bedürfniſſe darſtellen, die durch die Gemeinde befriedigt werden
und damit zu den Geſchäftsunkoſten der gewerblichen Betriebe
zu rechnen ſind.

Bei Beſprechung dieſer Vorlagen wurde die Steuer und
Finangzpolitik des Reiches einer vernichtenden Kritik
unterzogen. Es wurde aufs ſchärfſte verurteilt, daß die Städte
gezwungen ſind, von dem bewährten Grundſatz abzugehen, keine
Ausgaben ohne vorherige Deckung zu machen. Die Wege, die die
Regierung bei ihrer Steuerpolitik eingeſchlagen habe, ſeien
Wege der Ungerechtigkeit und wirtſchaftlichen Dispoſitionsloſig-
keit. Seitens des Magiſtrats wurde dazu ausgeführt, daß der
deutſche Städtetag angeſichts der ganzen Sachlage eine ganz
andere Sprache hätte führen müſſen. Es ſei vorgeſchlagen ge
weſen, für den diesjährigen Städtetag in Stuttgart das Thema
zu wählen: Die Not der deutſchen Städte, ſtatt deſſen habe man
fich damit begnügt, über die Verhältniſſe der deut
ſchen Städte“ zu verhandeln, jetzt ſei ſeitens des Sktädtetages
eine ſchriftliche Eingabe an alle möglichen Jnſtanzen gemacht
worden, angeſichts der troſtloſen Finanzlage der Gemeinden.
Das ſei jetzt aber wohl wirkungslos. Jn dieſem Jahre werde es
noch gelingen, den Etat äußerlich balanzieren zu laſſen,
aber nur dadurch, daß man vor einer innerlichen Ungerechtigkeit,
wie ſie die Erhöhung der Grund und Gewerbeſteuer darſtelle,
nicht zurückſchrecke. Wie der Etat 1922 ſich geſtalten ſolle, ſei noch
ein ungelöſtes Rätſel. Das Reich hat den Gemeinden die Selbſt
verwaltung genommen und ihnen damit die wirtſchaftliche Selbſt
ſtändigkeit unterbunden. Statt deſſen wird der Etat belaſtet mit
bisher nicht gekannten Leiſtungen für die Erwerbsloſen, die
Sozialrentner, die Kleinrentner, das Mietseinigungsamt, das
Wohnungsamt und die ungeheuer geſtiegenen Schullaſten. Die
eigenen Einnahmen hat man den Städten genommen und ver
weiſt ſie auf die Abfälle von des Reiches Tiſche. Es muß dahin
geſtrebt werden, daß die Städte wieder ihre Steuerautonomie
bekommen, ſonſt iſt eine Geſundung der ſtädtiſchen Wirtſchaft
ausgeſchloſſen. Daher muß eine Aenderung des geſamten
Steuerſyſtems ins P I1563 werden. Nun will der Staat
den Städten auch noch die Grundſteuern nehmen und ihnen nar
einen gewißen Anteil davon überlaffen. Das Reich geht damit

die e für die drei großen Steuern: Einkommenſteasr,
daraus ſen F. eine F. ſchtoierige

kommen die Städte dadurch daß der ihnen zuſtehende An
tmmer noch gerechnet wird nach dem Steueranu

1019, wenn auch einige Zuſchläge dazu gewährt werden.

Zeitungsverbot, Das „Neißer Tageblatt“ iſt von der Po
e

e in er re e e e Demehr als n e de e und vie r
ne einer Angghl Geſebentworfe, wie die Aenderung nngleich die Magiſtratsvorlage niemandem Freude bereitete,

ſo ſah ſich doch der Ausſchuß gegwungen, ſeine Zuſtimmung

zu geben, da irgend eine andere Möglichkeit, die Deckung zu fin
den, nicht gegeben iſt.

Auch die Steuerordnung, die eine Beſteuerung des Herbergs
vertrages vorſieht, wurde einer Abänderung unterzogen. Der
bisherige Steuerſatz von 10 Proz. wurde auf 15 bzw. 20 Prozent
erhöht. Es ſollen 15 Proz. erhoben werden, wenn die Ueber
nachtungsgebühr einſchließlich Teuerung und Licht weniger als
50 Mark beträgt, 20 Proz. bei darüber hinausgehenden Beträgen.
Als Mehrertrag werden 180 000 Mark im Jahre erwartet. Der
Ertrag wird ſteigen, wenn, wie vorauszuſehen, die Uebernach-
tungsgebühren ſelbſt ſteigen werden. Die Steuer wird in Zu
kunft von dem Vermieter eingezogen werden, der auch der Be
hörde gegenüber auskunftspflichtig iſt. Nachtquartiere zum
Preiſe unter 5 Mark bleiben ſteuerfrei, ebenſo wird ein Aufent-
halt gegen Entgelt, der länger als ſechs Wochen dauert, nicht
beſteuert.

Es iſt verſchiedentlich darüber geklagt worden, daß unſere
Straßenbeleuchtung gänzlich unzulänglich iſt und daß das zu
einer großen Unſicherheit in den Straßen geführt hat. Von den
3600 Gaslaternen, die in der Vorkriegszeit die Stadt erhellten,
e zurzeit nur 600 in Betrieb. Daneben ſind einige elektriſche
Notlampen angebracht worden. Der Magiſtrat ſchlägt nun vor,
weitere 600 Gaslaternen bis abends 10 Uhr brennen zu laſſen.
Das würde einen Koſtenaufwand von 285 000 Mark für den Reſt
des Jahres ausmachen. Der Ausſchuß war der Meinung, daß es
zweckmäßiger ſei, vielleicht 350 bis 400 Laternen die ganze Nacht
brennen zu laſſen. Das würde dann etwa dieſelben Koſten ver
urſachen. Es wurde ſo beſchloſſen.

Der Verein Jugendhilfe, der ſeit einer Reihe von
Jahren ſeine beſondere Fürſorge den Jugendlichen zugewandt
hat und ſich beſonders um die kümmert, die ſtraffällig geworden
ſind, konnte ſchon ſeit längerer Zeit ſeine Aufgaben nur unter
Gewährung eines ſtädtiſchen Zuſchuſſes erfüllen. Jn dem laufen-
den Etat ſind ihm 30 000 Mark bewilligt worden. Bei der ſtarken
Zunahme der von dem Verein zu bearbeitenden Fälle und bei
der ſonſtigen Steigerung ſeiner Ausgaben reicht er mit dieſem
Zuſchuß nicht aus. Er erbittet daher eine weitere Zuwendung
eitens der Stadt. Der Ausſchuß beſchloß, ihm für das laufendePü 5000 Mark nachzubewilligen und in den Etat des kommen

den Jahres 50 000 Mark einzuſetzen unter der Vorausſetzung
daß eine weitere Nachforderung nicht kommen wird. Soll e der
Verein meinen damit die Arbeiten nicht weiter leiſten zu können,
ſo erklärt ſich die Stadt grundſätzlich bereit, die Arbeit der
Jugendhilfe vom 1. April 1922 ab in ſtädtiſche Verwal-
tung zu übernehmen.

Angeſichts der jetzigen Teuerung ſind die Reiſekoſten-
ſätze, wie ſie bisher den ſtädtiſchen Beamten gewährt wurden,
nicht mehr ausreichend. Dieſelben betrugen für Mitglieder der
ſtädtiſchen Körperſchaften 114 Mark einſchließlich Uebernachtungs

ebühr. Sie werden erhöht auf 144 Mark. Sie betrugen für die
eamten der Gruppen 9--18 105 Mark und werden erhöht auf

132 Mark. Für die Beamten der Gruppen 2——8 tritt eine Er
höhung von 95 Mark auf 119 Mark ein.

Für Jnſtandſetzungs arbeiten auf dem ſtädti-ſchen Schlacht- und Viehhof werden 25 000 Mark be
willigt. Es handelt ſich um Erneuerungen am Mauerwerk und
am Damvpfſabzugskanal, ſowie am Dampfklondenſator. Auch
ſollen gußeiſerne Rohre für den Flugaſchenraum beſchafft werden.
Auch die Eiswagen müſſen ausgebeſſert werden. Der Betrag
wird dem Schlachthaus-Erneuerungsfonds entnommen.

Leider iſt auch eine Erhöhung der Gebühren für Kranken
transporte nötig. Der bisherige Satz von 30 Mark für die Be-
nutzung des Krankentransportwagens deckt nicht mehr annähernd
die Selbſtkoſten. Er muß deshalb auf 60 Mark für einheimiſche
und auf 80 Mark für auswärtige erhöht werden. Die durch
ſchnittliche Länge eines Transportes beträgt 5 Kilometer. Auch
bei den neuen Sätzen werden nur die ſächlichen Selbſtkoſten ohne
Amortiſation gedeckt. Um die Krankentransporte aufrecht
erhalten zu können und um die Automobile und Fahrzeuge der
Feuerwehr betriebsfähig zu erhalter, müſſen neue Betriebs-
ſtoffe beſchafft werden, da der Vorrat nur bis zum Januar
ausreicht. Hierfür ſind 26 000 Mark erforderlich, die aus
Kapitel 25/XI bewilligt werden.

Demnächſt ſollen die verſchiedenen Werkskaſſen in dem
alten Sparkaſſengebäude Rathausſtraße 1 untergebracht
werden. Vorher müſſen aber die Wände gereinigt werden, auch
muß für beſſeren Lichteinfall geſorgt werden und ſchließlich
müſſen neue Zahltiſche angeſchafft werden. Hierfür werden
26 000 Mark gefordert. Der Bauausſchuß hat gemeint, daß
dieſer Betrag nicht ausreiche und hat angeregt, den Magiſtrat
zu ermächtigen, auch darüber hinauszugehen. Der Haushalts-
ausſchuß äußert gegen eine ſolche ausdrückliche Ermächtigung Be-
denken, wenn er ſich auch der Wahrſcheinlichkeit nicht verſchließt,
daß tatſächlich der Betrag überſchritten werden wird.

Für die Straßenbahn war im Jahre 1919 eine Um-
formeranlage beſtellt worden. Dieſe iſt im Juni 1921
aufgeſtellt. Bei der Ausſchreibung war ein feſter Preis nicht zu
erzielen. Es wurden von vornherein die etwaigen Teuerungs-
zuſchläge mit ausbedungen. Die Anlage koſtet jetzt 674 000 Mark.
Davon ſind 168 000 Mark bereits bezahlt, 66 000 Mark ſollen
aus dem Baukonto beſtritten werden, 335 000 Mark ſollen der
Anleihe von 1910 entnommen werden und der Reſtt ſoll aus
Betriebsmitteln aufgebracht werden, die vorſchußweiſe von der
Stadthauptkaſſe zu verlegen ſind.Für die gertteſkerlung der Wege um den
Urnengarten auf dem Gertraudenfriedhof wurden 60 000
Mark aus dem Etat des Jahres 1922 bewilligt. Die Arbeiten
ſollen aber ſchon jetzt in Angriff genommen werden. Der
diesjährige Etat ſah für Malerarbeiten am Alters- und Pflegeheim die Summe von 29.000 Mark vor. Erfreulicherweiſe iſt z
Betrag nicht aufgebraucht worden, ſondern es ſind 18 000 Mark
übrig geblieben, von denen 5000 Mark für andere notwendige
Arbeiten im Alters- und Pflegeheim verwendet werden ſollen.
Der Betrag wurde bewilligt.

Vom Güterboden. Empfänger, die vom 1. Januar 1622
ab die bei der Eilgut- und Güterabfertigung der Reichseiſen
bahnen in Halle (Saale) eingegangenen l- und Frachtſtück
güter ſelbſt abholen oder ſich anderer als der bahnamtlichen Roll

er bedienen wollen, müſſen darüber eine Erlärung eder Vollmacht bis gum 20.

geben Creeen e re Je denebenen äru ge vomdvember 16020 au o das Jahr 1921 und 1 Wo i
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1028 wenn ſie nicht zum 90. ember d. durch andere
Erklärngen erſetzt werden. Nähere Auskunft erteilt die hieſige
Eilgut und Güterabfertigung. (Siehe geſtriges Jnſergt,)



e wwclhiaghſcler ber Ootkrveretns Dalle Saulkreo ber
Deutſchnationalen Volkspartei. Am Sonnabend, den 17. De

r 1921, findet um 8 Uhr abends im großen „Thaliaſaal“
die Weihnachtsfeier des Volksvereins Halle-Saalkreis ſtatt. Die
Anſprache hält Herr Diviſionspfarrer Merensky-Naum-
burg a. S. Gemeinſame Geſänge wechſeln ab mit Rezitationen,
Muſik und Geſangsvorträgen. Als Mitwirkende haben ſich in
dantenswerter Weiſe zur Verfügung geſtellt: Frau Dr. Metz
macher, Frl. Mathy, Frl. Rieck, Frl. Semmrau und
Herr Heinz Vorländer. Ein lebendes Weihnachtsbild ſtellt
der Luiſenbund. Der Eintritt iſt frei. Alle Mitglieder mit
Familie ſind zur Teilnahme herzlich eingeladen. Siehe An
ſchlagſäulen. Die Vorbereitungen liegen in den Händen der
rührigen Frauengruppe, ſo daß man auf einen großen künſtleri-
ſchen Genuß und vollen Saal rechnen kann. Heute Freitag
abend findet im Evangeliſchen Vereinshaus die Monats
verſammlung der Arbeitergruppe ſtatt. Vor-
geſehen ſind nach Erledigung der geſchäftlichen Angelegenheiten
muſikaliſche und geſangliche Vorträge, Rezitationen und humo-
riſtiſche Vorträge. Jm kleinen Saal findet gleichzeitig die Aus
ſtellung der bereits geſammelten Gaben für die Weihnachtsfeier
ſtatt. Beginn abends 8 Uhr.

Jn der Ortsgruppe Halle des Bundes angeſtellter Chemiker
und Jngenieure hielt, ſo wird uns geſchrieben, am 26. November
Herr Dr. Knorr aus Berlin, der frühere Bundesvorſitzende,
einen Vortrag über die Aufgaben einer Akademiker- Gewerkſchaft.
Der Redner erläuterte, nachdem er eingangs ſich über die Ent
ſtehung der gewerkſchaftlichen Akademikerbewegung und die ihr
ſich entgegenſtellenden Gegenſtrömungen verbreitet hatte, die
Ziele, die eine Organiſation akademiſcher Arbeitnehmer ſich zu
ſtecken hat. Das wirtſchaftliche Programm muß die drohende
Proletariſierung der wiſſenſchaftlichen Berufe zu verhindern
trachten, neben der angemeſſenen Regelung der Gehaltsfragen
in Tarifverträgen oder Schiedsabkommen oder individueller Ent
lohnung treten die Schutzmaßnahmen durch Rechtsberatung und
Rechtsſchutz, Stellennachweis, Unterſtützungsweſen, Krankenkaſſe,
Steuerberatung. Auf ſozialpolitiſchem Gebiet iſt die Mitarbeit
am neuen Arbeitsrecht eine Aufgabe von gewaltiger Bedeutung,
um die kommenden Geſetze ſo zu geſtalten, daß ſie auch den Ver
hältniſſen der Akademiker Rechnung tragen. Die Mitwirkung
in den Arbeitsgemeinſchaften, die Weckung des Verſtändniſſes
unter den Akademikern für dieſe neuen Formen der Tätigkeit am
deutſchen Volke, der Kampf gegen alles, was gegen ein geſundes
Standesgefühl verſtößt, G unter den vielfachen ſonſtigen Tätig-
keitsgebieten einer Akademiker-Gewerkſchaft, die der Redner
aufführte, beſonders hervorgehoben. Zum Schluſſe betonte er,
daß alle Schritte einer ſolchen auf den großen Geſichtspunkt
zugeſchnitten ſein müſſen, daß das Wohl des Volksganzen dem
des Einzelnen vorangeſtellt, aber innerhalb dieſes Rahmens

eine zielbewußte, tatkräftige Angeſtelltenpolitik verfolgt werden
müſſe und könne.

Perſonalien. Dem Hauptlehrer Schillke in Creisfeld
iſt die Amtsbezeichnung „Rektor“ beigelegt worden. Ernannt
ſind: Lehrer Guſtav Müller zum Rektor in Halle, Lehrer
und Kantor Poenicke zum Hauptlehrer in Haynsburg.
Geſtorben ſind: Lehrer und Kator Lehmann in NModckritz,
Lehrer Ulrich in Holzweißig.

Chronik der Straße. Jn den geſtrigen Abendſtunden iſt
im Grundſtück Dittenbergerſtraße 9 ein Einbruchsdiebſtahl verübt
worden. Aus dem Keller wurden Nahrungsmittel entwendet.
In der vergangenen Nacht ſtürzte infolge Glätte in der Großen
Ulrichſtraße ein Droſchkenpferd,, das beim Aufſpringen in eine
Schaufenſterſcheibe der Firma Aßmann rannte und dieſe zer
trümmerte. Heute morgen entgleiſte in der Straße Mühlweg
ein Anhängewagen der Straßenbahn. Hierdurch entſtand eine
kurze Betriebsſtörung.

Diebe überall. Eine Reiſende, die am 22. d. M. (Diens
tag) den um 6,52 Uhr nachmittags von Richtung Magdeburg hier
einlaufenden Perſonenzug in 4. Klaſſe benutzt hatte, iſt während
der Fahrt von Krämpfen befallen worden. Während dieſes Zu
ſtandes iſt ihr ein zweiteiliger Strohkoffer und eine Brieftaſche
mit Jnhalt im Geſamtwerte von 840 Mark geſtohlen worden.
Unter den geſtohlenen Sachen haben ſich Hemden, Damenbein-
kleider und Nachtjacken, weiß gezeichnet „K. N.“, befunden. Mit-
reiſende, die Wahrnehmungen gemacht haben, werden gebeten, ſich
ſchriftlich bei der Kriminalpolizei in Halle oder perſönlich bei ihrer
zuſtändigen Polizeibehörde zu melden.

Aus Nitteldeutſrhlano
Neuſelwitz, 8. Dezember. (Ein Laſtauto vom

Zuge zertrümmert.) Auf einem Wegübdergange im
Stadtgebiete Meuſelwitz wurde das Laſtauto des Spediteurs
Barthes aus Leipzig-Reudnitz von einem Güterzuge über
fahren und vollſtändig zertrümmert. Das Auto fuhr im Ge
fälle mit Anhängewagen infolge Verſagens der Bremſe durch
die geſchloſſene Schranke.

x Stößen, 8. Dez. (25 Jahre Seelſorger.) DieſerTage feierte unſer Ortspfarrer P. Lem m unter überaus zahl
reicher Beteiligung der Gemeinde ſein 2öjähriges Ortsjubiläum,
aufs herzlichſte beglückwünſcht von den ſtädtiſchen und kirchlichen
Vertretern, dem Frauen und Jungfrauenverein und zahlreichen
Bürgern. Auch die Gemeinden Goörſchen, Droitzſchen, Scheiplitz,
Gierkau und Pohlitz, die der Jubilar jetzt als Seelſorger mit
verwaltet, hatten ſich der Gemeinde Stößen mit angeſchloſſen.
Am Abend fand im Schützenhauſe ein Familienabend zu Ehren
der Familie Lemm ſtatt. Die Feſtrede hielt Bürgermeiſter
Puff. Lehrer Straube feierte den Jubilar als Freund der
Schule. Die Feier wurde verſchönt durch Kinderchöre und
Männerchöre unter Leitung der Lehrer May und Glocke; durch
Deklamationen und Anſprachen unter Leitung der Gemeinde
ſchweſter und Mitwirkung der Frau Bürgermeiſter Puff namens
des Frauen und Jungfrauenvereins. Bewegten Herzens dankte
der Jubilar und gelobte, ſolange Gott ihm Kraft verleihe, alle
ſeine Kräfte auch weiter in den Dienſt der ihm anvertrauten
Gemeinden zu ſtellen. Mit gemeinſamen Chorgeſang ſchloß die
erhebende Feier.

Deſſau, 8. Dezember. (Der Wörlitzer Bilder-
Die Deſſauer Strafkammer verhandelte gegendiebſtahl.)

den Kaufmann Max Müller in Deſſau und den Gaſtwirt
wegen Hehlerei bei dem in derFriedrich Holzwig in Berlin

Nacht zum 14. Juni im Herzoglichen Schloſſe zu Wörlitz ver
iübten Gemäldediebſtahl, bei dem vier Oelgemälde aus den
Rahmen geſchnitten und entwendet wurden. Müller gab zu,
die Gemälde zunächſt in gutem Glauben von einem Un-
bekannten, der ſie ihm anbot, für 20000 Mark gekauft zu
haben. Als er am Tage darauf von dem Diebſtahl in Wörlitz
gehört habe, habe er ſein Geld retten wollen und habe ſich
deshalb mit ſeinem Freunde Holzwig in Berlin in Verbindung
geſetzt, der den Verkauf der Bilder für 200 000 Mark über-
nehmen wollte. Privatdetektiven und der Kriminalpolizei
gelang es in Berlin, die Bilder in dem Hotel, wo Müller ab
geſtiegen war, zu beſchlagnahmen und Müller und Holznig
feſtzunehmen. Letzterer machte in der Verhandlung krampf
hafte z ſich ſelbſt als Spitzel gegenüber ſeinem
Freunde Müller hinzuſtellen, doch konnte das Gericht ſeiner

weisführung m nach Lage der n kernett
ben ſchenken. eigentliche Dieb iſt bis noch nicht

t, man glaubt ihm aber auf der Epur zu ſein. Won den
er a Bildern ſtellt allein das alte Dieperbroktfche

Qtemä „Die Flucht der Cloelig gus Porſenas m
einen Kunſtwert von etwa 126 Millionen Mark dar.

erachtete Müller und Holzwig der gemernſamen
Hehlerei für ſchuldig und verurteilte beide zu je zwei Jahren
Gefängnis und ordnete wegen Fluchtverdachtes ſofortige Ver

an

(Mitteilungen des Bankhauſes Gebr. Stern, Dortmund.)
Der rheiniſch-weſtfäliſche Wertpapiermarkt eröffnete die zu

Bericht ſtehende Woche in durchaus feſter und aufſtrebender
Haltung, die jedoch im Freitag-Verkehr in Nachwirkung der
panikartigen Rückgänge an der Berliner Donnerstag Börſe
einer ausgeſprochenen Schwäche weichen mußte. Gegenüber
dieſem Ereignis, deſſen Urſachen in dem Zuſammenwirken
mehrerer ungünſtiger Umſtände zu ſuchen ſind, bewahrte der
hieſige Markt eine verhältnismäßig beſonnene Haltung,
was zum Teil darauf zurückzuführen iſt, daß an dem fraglichen
Tage, hier kein Börſenverkehr ſtattfand, und der Markt am
nächſten Tage unter dem günſtigen Eindruck der wieder ein-
getretenen Beruhigung ſtand. Obgleich ſich in den letzten
Tagen der Woche auf der ermäßigten Preisgrundlage wieder
Meinungskäufe regten, die zu einer Erholung des geſamten
Kursſtandes führten, iſt eine weſentliche Abnahme der Ge-
ſchäftstätigkeit feſtzuſtellen, und auch bei Abgang des Berichtes
dauert die Zurückhaltung im Hinblick auf die Unſicherheit be
züglich des Ausganges der Reparationsverhandlungen und der
damit im Zuſammenhang ſtehenden Bewegung des Markkurſes
weiter an. Am Kohlenkuxenmarkte verloren von
ſchweren Werten König Ludwig, Graf Bismarck und Ewald
etwa 100 000 Mark, Langenbrahm etwa 30 000 Mark, während
bei mittleren und kleinen Werten ſich die Einbuße im Ausmatz
von 5—-10 000 Mark bewegte. Adler-Bergbau und Lothringen-
Bergbau Aktien verloren vorübergehend etwa 50 Prozent, vor
mochten ſich jedoch der Erholung des Marktes in den letzten
Tagen der Woche anzuſchließen. Am Braunkohlen-
markte wurden die mitteldeutſchen Unternehmungen etwa
10--20 000 Mark niedriger zum Verkauf geſtellt. Ferner ver-
loren Zukunft- Aktien etwa 200 Prozent, Glimmerode-Kuxe
etwa 5000 Mark und Oskarsſegen etwa 2000 Mark. Der
HKalimarkt ſtand nach anfänglicher Feſtigkeit infolge der
oben erwähnten Umſtände unter ſcharfem Kursdruck, ſodaß die
günſtige Mitteilungen, die in der Geſellſchafterverſammlung
des Kaliſyndikats am vergangenen Donnerstag gemacht wurden,
keinen nachhaltigen Eindruck machen konnten. Erſt gegen Ende
der Woche trat auf Rückkäufe der Unternehmung und Meinunge-
käufe des Privatpublikums eine Befeſtigung ein, ſodaß ein
Teil der eingetretenen Rückgänge wieder aufgeholt werden
kennte. Auf Einzelheiten des Verkehrs einzugehen, würde zu
weit führen, da der Markt, wie bereits angedeutet, ſtarken
Schwankungen ausgeſetzt war. Beſondere Beachtung fanden
von ſchweren Werten Wintershall, Glückauf-Sondershauſen und
ferner die Werte der Wilhelm-Sauer-Gruppe. Von Kali-
aktieen waren Ronnenberg und Hannoverſche Kaliwerke-
Aktien zu ermäßigten Preiſen begehrt. Von ſonſtigen Werte
erhielt ſich Kaufluſt für Mansfelder Kuxe zu letzten Preiſen.
Der Markt der Freiverkehrswerte folgte im
weſentlichen der Bewegung an den großen Börſen. Die Kurs-
rückgänge betrugen vorübergehend bis zu 200 Prozent, doch
machte ſich auch hier zum Wochenſchluß gleichfalls eine weſent
liche Beſſerung geltend.

—Ü=w W

w. Die Kohlenförderung des Ruhrbeckens (einſchl. der links
rheiniſchen Zechen) wird für November 1921 auf 7,75 Millionen
in 24 Arbeitstagen veranſchlagt. Jm Oktober 1921 war eine
Förderung von 8,04 Millionen Tonnen in 26 Arbeitstagen zu
verzeichnen. Die arbeitstägliche Förderung wird ſich vorausſicht
lich auf etwa 319 500 Tonnen ſtellen gegen 309 500 im Oktober
1921 und 331 200 Tonnen im November 1920. Die Steigerung
der Arbeitsleiſtung im November iſt eine alljährlich zu
beobachtende Erſcheinung, da der November angeſichts des bevor
ſtehenden Weihnachtsfeſtes beſonderen Anreig zur Steigerung
der Arbeitsleiſtung gibt.

w. Die Bergarbeiterverbände des Ruhrgebietes kündigten
heute die ab 1. November gültige Lohnordnung zum
31. Dezember 1921.

Anhaltiſche Kohlenwerke Halle. Die Geſellſchaft fordert
zur Volleinzahlung auf die 15 Mill. M. neuen Stamm-
aktien in der Zeit vom 12. bis 17. Dezember auf.

industrie
ss. Riedel A.G. Chemnitz. (Eigener Drahtbericht.)

Jn der a. o. G.-V. wurde der Antrag auf Fuſion mit der
Deutſchen ElektroStahlwerke A.G. mit Rückſicht auf die noch
ungeklärte neue Steuergeſetzgebung zurückgezogen, da-
gegen einer Jntereſſen gemeinſchaft zwiſchen beiden
Geſellſchaften zugeſtimmt. Weiter beſchloß die Verſammlung
die Erhöhung des Aktienkapitals um 4,5 Millionen.
(Siehe auch Nr. 564 unſerer Zeitung.)

ss. Gothaer Waggonfabrik, Gotha. (Eigener Drahl-
bericht.) Die Generalverſammlung genehmigte ſämtliche An-
träge der Verwaltung und ſetzte die Dividende für 1920/21
auf 25 Prozent feſt.

w. Berliner Maſchinenbau A.G. vorm. L. Schwartzkopff.
Die Generalverſammlung ſetzte die Dividende auf 6 Proz.
für die Vorzugsaktien und 335 Proz. für die Stammaktien feſt.
Dann wurde die Umwandlung von 18 Millionen Vor
zugsaktien in Stammaktien und die Ausgabe
weiterer 18 Millionen Stammaktien und 36 Mil-
lionen Vorzugsaktien genehmigt. Von den neuen
Stammaktien werden 27 Millionen durch ein Bankenkonſortium
den alten Stammaktionären zum Kurſe von 115 im Verhältnis
4 3 angeboten, während die reſtlichen 9 Millionen zur Ver-
fügung der Geſellſchaft bleiben. 36 Millionen Vorzugsaktien
werden von der Bank für Jnduſtriewerte Aktiengeſellſchaft über
nommen.

ss. Leipziger Werkzeugmaſchinenfabrik vorm. Pittler A.G.
(Eigener Drahtbericht.) Der Aufſichtsrat beantragte
Kapitalserhöhung um 4900 000 M. auf 15 500 000 Mark.
Die neuen Aktien ſollen der Kommerz- und Privatbank A.G.
Berlin unter Ausſchluß des Bezugsrechtes der Aktionäre über
laſſen werden und zwar 2650 000 M. zum Kurſe von 240 Proz.
mit der Verpflichtung, dieſelben den alten Aktionären im Ver-
hältnis 4: 1 zu 250 Proz. anzubieten. Die reſtlichen 2 250 000 M.
werden der genannten Bank zum Nennwert überlaſſen, um im
Jntereſſe der Geſellſchaft verwertet zu werden.

ss. Leipziger Pianofortefabrik Gebr. Zimmermann. (Eige-
ner Drahtbericht.) Jn der Anfechtungsklage
mehrerer Aktionäre gegen die Ausgabe von Vorzugsaktien fanden
geſtern vor dem Leipziger andgericht Verhandlungen ſtatt.
Die Urteilsverkündung wurde auf den 19. Dezember
feſtgeſetzt.

Patentpapierfabrik zu Penig in Penig in Sachſen. Die
eſtern in Dresden abgehaltene außerordentliche Generalver-
ammlung, in der 11 Aktionäre 9509 Stimmen dertraten, geneh-

migte einſtimmig die Erhöhung des Grundkapitals um
F Millionen M., mithin auf 19 Millionen Mark. Die neuen
Aktken, die an der Dividende vom 1. Juli 10921 teilnehmen, werd
un ein Vankhaus begeben, das die Verpflichtung übernimmt, ſie
den bisherigen Aktionären dergeſtalt zum Bezuge daß
auf 1200 M. alte Aktien eine neue über 1200 zum Kurſe
von 150 Prozent bezogen werden kann. Die Zulaſſung der neuen
Aktien an der Börſe zu Dresden ſoll ſobald als angängig bean-
tragt werden. Die Kapitalserhöhung wurde von der Verwaltung
mit der ſtarken Geldentwertung, der Natwendigkeit von Rekvn-

leiferei

Rofitzer Zuckerraffinerie Roſitz S.A. Auf ker Tagesordnung
der zum 5. Januar einberufenen ordentlichen Generalverſammlu
ſteht auch Abänderung der Rückzahlungsbedingungen für die
Vorzugsaktien und der Vergütung an den Aufſichtsrat.

Harzer Brauerei A.-G., Halberſtadt. Die ordentliche
Generalverſammlung hat neben den Regularien über eine Er.
höhung des Grundkapitals um 800 000 M. auf 1,6 Mi
Mark zu beſchließen.

4 Germaniabrauerei Oſchersleben. Das Grundkapita
ſoll um 500 000 M. erhöht werden.

Ledertuchfabrik Vernhard Märker A.-G., Treuen i. V. Die
Geſellſchaft beabſichtigt eine Kapitalserhöhung, deren Ausmaß
noch nicht feſtſteht.

Handel und Verkehr
d. Deutſchlands Viehlieferung an Frankreich. Nach einer

Note des Wiederaufbauminiſters, die der Journal „Offigziel
veröffentlicht, hat Deutſchland bis zum 1. November 71 64
Stück Rindvieh, 53 829 Pferde und 45 713 Schafe und Ziegen
an Frankreich geliefert.

OſcherslebenSchöninger Eiſenbahn Geſellſchaft in Oſchers,
leben. Die Bahn erzielte in dem am 31. März cr. beendeten
Geſchäftsjahre bei einem Betriebsüberſchuß von 96 448 Mar
einen Reingewinn von 11 315 Mark, von dem 10 791 Mark der
Bilanzreſerve überwieſen und 524 Mark auf neue Rechnung
vorgetragen wurden. Die Bahn ſteht der Eiſenbahnbaufirme
Lenz u. Co., G. m. b. H., in Berlin nahe, die eine Forderung

von 291 973 Mark hat. ßEeldmarkt und Banken
Die ſchwebende Schuld des Deutſchen Reichs am 20. Ny

vember betrug an diskontierten Schatzanweiſungen 221 152 280 009
Mark. Es traten bis zum 30. November hinzu 48 943 526 000
Mark, es gingen ab 43 619 386 000 M., mithin mehr am In de
30. November 5824 140 000 M. Jnsgeſamt betrug mithin die ſ ſche
ſchwebende Schuld am 30. November 226 476 420 M. er

Viktoria, Feuer Verſicherung A.G. Eine außerordentlich t
Generalverſammlung ſoll über die Aufnahme der Verſiche ettige:
rung gegen Aufruhrſchäden beſchließen. t des

onBörsenherichte R dern
w. Der Deviſenmarkt zeigte entſchieden Neigung zur Ab- nannt

ſchwächung. Den Anlaß gaben Zeitungsmeldungen über he- ſei ir
vorſtehende Verhandlungen in London zwiſchen e
Rathenau und den Ententeminiſtern und Meldungen von einer
Vereinbarung zwiſchen der Reichsbank und der
Bank von England über einen Zahlungsausgleich. Der
Dollar begann zu 212 und ging dann allmählich auf 205 herunte
An der Börſe erfolgte dann eine weitere Abſchwächung bis
199, worauf aber wieder eine kleine Befeſtigung folgte. Das
Geſchäft hielt ſich in ziemlich engen Grenzen, da die Spekulation
wegen der vielfachen Enttäuſchungen der letzten Zeit Vorſicht
beobachtete. Unter den Effektenhändlern herrſchte große
Unſchlüſſigkeit, die Unternehmungsluſt fehlte vollkomme
Allgemein hörte man die Anſicht, daß eine Hauſſebe
wegung wohl zunächſt nicht zu erwarten ſei. Ran
erwarte für den morgigen Börſentag allgemeine Abſchwächung
Beſonders auch im Hinblick auf die Ermäßigung der Deviſen
kurſe. Jedenfalls ſcheint die Realiſationsneigung ſich zu ver
ſtärken.

Produktenbericht, Berlin, 8. Dezember. Am Pr
duktenmarkt geſtaltefe ſich das Geſchäft ſehr ruhig. Rogge
ſchwächte ſich ab im Zuſammenhang mit der Enttäuſchung hir
ſichtlich der erwarteten Käufe ſeitens der Reichsgetreideſtele
Die Verflauung des Dollars wirkte auch nachteilig auf d
Preisſtand, namentlich für Weizen ein. Das Mehlgeſchäf
vollzog ſich außerordentlich ſchwierig und die Mühlen hielt
mit Käufen zurück. In Verſte vermehrtes Angebot. Nur gut
Sorten bei nachgiebigen Forderungen gekauft. Hafer im Einklang mit Maspreſfen niedriger. Raps billiger verkäuflic

Für Hülſenfrüchte geringes Jntereſſe. Auch in Futtermittel
bei matter Haltung wenig Umſatz.

Berliner ProduktenmarkKtpreise,
Berlin, 8. Dezember.

Amtliche Notierungen für 1 Zentner ab Station
Weizen, märk. 374--378. fester, pomm.
Rosge W märk. 2889--290, flau, pomm. meckl.

preub.
Wintergerste Sommergerste 370--390, matter.
Hafer. märk. 285--290, still. pomm.Moiee ohne Prov.-Ang., 310-315. Jan, Febr.

s 305, flau.
Weizenmehl, 910-1040. matt, feinstes daräber, Roggenwe

690--760, still (e 2 Z.
Weizenkleie 190--165., Dbig Roggenkleie 195, rahig.

eiRaps 690--700, weichend. nsaat
Victoriaerbsen 450--475 Lupinen, blaue 7
Kleine Speiseerbsen 360--390 Lapinen. gelbeEFuttererbsen 290--300 Rapskuchen v
Peluscnken Leinkuchen vWicken Serradella- cAckerbohnen e Trockenschnitzel 170-Nichtamtliche Rauhfutter-Notierungen Großhanäelspreis
Weizen und Roggenstroh drahtgepreßt 36-39.
Haferstroh ädrahtgepreßt 46--49, Stroh seilgebündelt

Langstroh seilgebündelt 33--36. anWiesenheu, gut, gesnnd und trocken, 100--110. gesun
trocken (Nachmahd) 89-96. Klceheu 123--135

Devisen-Notierungen Berlin, 8 Dezember.
Geld Brief Geld BrAmstd.-Rottd. 7342.65 7357.35 Paris 152345

Brüss.-Antwerp. 146850 1471.50 Schweiz 3921.9
Christiania 2942.,05 2949.95 Spanien 2857.10 a
Kopenhagen 3953.6 3841.35 ien (altess
Stockholm 485.15 48145 Oesterr. abgest. 649
Helsingfors 367.60 368.40 Prag 2245
Italien 879.10 880.90 Budapest 272
London 824.15 825.855 Poln. Mark eNew-Lork 02.70 203.21 l Buenos Aires 65.65

Berliner Metallnotierungen-
Berlin, 8. Dez. Preise für 100 kg in Mark.

Raffinade- Kupfer 99--99.3 0 2inn (Banea-Straits-Aus

5400 140 2Orig.-Hütt.-Weichblei 2150, 2200
Orig.-Hütten-Rohzink

im freien Verkehr 2250 2350
Remelted-Platt.-Zink 1850,1900
Orig.-Hütten Alumin. 98-99940

(n gekerbten Blöckchen)
/9100

EHtton-Alamin. in V giz-aſcog hre so
Haudtſchriftleiter Herm un Borttcher.

Derantwoorriis ar Voluit: Heimut Vöttcherz Kr witſch a
Enk Reſſfeefamidt; den voltzwirtſcaftlichen Teil Herm ehear Kommruneireritit, Ioeale Nachrichten und Svort: Hans Heiling für dere
Kunß, Wiſſenſchaft und Unterhaltung, ſowie den übrigen unpolitiſchen ele
Se llheim. Für den Anzeigenteil- Paul Kerſen, ſämtlich inOtto eeeeeeeeeeeeneeeeeeerreeeee

Hüttenz. mind.9Reinniekel (98-99 W
Antimon (Regulus)
Silber in Barren, e

für 1 kg 100 be nlektrolvtkupfer p. r
riginal-Hütten-Rob-!

ah oversehl. Hätte
Preis des Linthüttenverd.
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